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Niemand darf einem Tier 
ohne vernünftigen 
Grund Schmerzen, 

Leiden oder Schäden zufü-
gen“, besagt der § 1 des 
Tierschutzgesetzes. Doch was 
bedeutet dieser Grundsatz im 
Einzelnen, wie werden 
Verstöße verfolgt und was 
kann der Einzelne dazu 
beitragen, um diesem 
gesetzlich verankerten 
Grundsatz Rechnung zu 
tragen? 

Obgleich es in Deutschland 
bereits seit 1972 ein Tier-
schutzgesetz gibt, wurde der 
Tierschutz erst mit Wirkung 
vom 1. 8. 2002 in das 
Grundgesetz aufgenommen 
und genießt seitdem Verfas-
sungsrang. In Artikel 20a des 
Grundgesetzes ist der Schutz 
der Tiere neben dem Schutz 
der natürlichen Lebensgrund-
lagen zum Staatsauftrag 
erklärt worden, umzusetzen 
durch Gesetzgebung, Recht-
sprechung und vollziehende 
Gewalt. Damit hat der 
Tierschutz erstmalig die 
Chance erhalten, sich auch 
gegen konkurrierende 
Grundrechte wie z.B. die 
Berufsausübungsfreiheit, die 
Wissenschaftsfreiheit oder die 
Religionsfreiheit durchzuset-
zen. Was allerdings nach wie 
vor fehlt, ist die Möglichkeit 
zu Gunsten von Tieren 
Klagen zu erheben. Auch eine 
Verfassungsbeschwerde auf 

der Grundlage des Art. 20a 
GG ist nicht zulässig.

Damit gibt es kein recht-
liches Instrumentarium für 
Einzelne und Verbände, um 
gegen Verstöße gegen den 
Tierschutz vorzugehen.  
Allerdings sind die jeweils 
zuständigen Vollzugsbehör-
den dazu verpflichtet, das 
Staatsziel Tierschutz durch-
zusetzen und Verstöße zu 
ahnden. Das Tierschutzgesetz 
schafft hierfür die notwen-
dige gesetzliche Grundlage. 
Unter anderem werden hier 
Zucht, Haltung, Leistung und 
Transport von Tieren, 
Tierversuche, Eingriffe an 
Tieren und die Tötung von 
Tieren geregelt. 

Als Konsequenz bei 
Verstößen sieht das Tier-
schutzgesetz Strafe und 
Bußgelder vor. So kann 
gemäß § 17 TierSchG mit 
einer Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren oder einer 
Geldstrafe bestraft werden, 
wer ein Wirbeltier ohne 
vernünftigen Grund tötet 
oder ihm aus Roheit erheb-
liche Schmerzen oder Leiden 
zufügt oder dem Tier sich 
wiederholende oder länger 
anhaltende Schmerzen 
zufügt. Auf dieser Grundlage 
erfolgte z.B. die Verurteilung 
eines erfahrenen Renntrai-
ners in Gelsenkirchen 2006, 
der sein eigenes Pferd im 
Stall auf abartige Weise, 
nämlich durch qualvolles 
Ersticken mit einem Seil 
getötet hatte, zu einem Jahr 
und sechs Monaten Freiheits-
strafe auf Bewährung sowie 
einer Untersagung des 
beruflichen Umgangs mit 
Pferden für fünf Jahre.

Viele andere Verstöße 
gegen einzelne Vorschriften 
des Tierschutzgesetzes 
werden nach § 18 mit einem 

Bußgeld bis zu 5 000 € 
teilweise sogar bis zu 
25 000 € geahndet. Ein 
Bußgeld in Höhe von 200 € 
musste beispielsweise ein 
Pferdehalter 2005 bezahlen, 
der sein 30 Jahre altes Pony 
vernachlässigte, indem er 
ihm trotz schwerer Leiden 
über einen längeren Zeitraum 
keine tierärztliche Hilfe 
zukommen ließ. Tierärzte 
unterliegen im Übrigen 
diesbezüglich keiner Schwei-
gepflicht. 

Darüber hinaus können 
Verbote und vorläufige 
Verbote der Tierhaltung 
ausgesprochen werden. Auch 
kann die jeweils zuständige 
Behörde notwendige Anord-
nungen zur Beseitigung 
festgestellter Verstöße und 
Verhütung künftiger Verstöße 
treffen. So wurden durch ver-
schiedene deutsche Verwal-
tungsgerichte in den letzten 
Jahren bereits die Errichtung 
eines Witterungsschutzes auf 
Weiden angeordnet, Stachel-
drahteinzäunungen für 
tierschutzwidrig erklärt, 
Pferdehaltungsverbote für 
Sachunkundige ausgespro-
chen, Rodeoveranstaltungen 
verboten. 

In Nordrhein-Westfalen 
sind die zuständigen Behör-
den die örtlichen Ordnungs-
ämter. Hier sollten Verstöße 
gegen das Tierschutzgesetz 
angezeigt werden. Das 
Ordnungsamt hat insbeson-
dere die Aufsicht über die 
Nutztierhaltung einschließ-
lich der Pferdehaltung. Es 
kann bei vernachlässigten 
Tieren oder solchen, die 
schwere Verhaltensauffällig-
keiten aufzeigen, dem Halter 
das Tier unverzüglich 
wegnehmen und auf seine 
Kosten anderweitig unter-

bringen. Es kann das Tier 
sogar veräußern oder zur 
Vermeidung von Schmerzen 
töten lassen.

Welche Anforderungen im 
Einzelnen an den Umgang 
mit dem Pferd, insbesondere 
Zucht, Haltung und Ausbil-
dung des Pferdes zu stellen 
sind, hat die Deutsche 
Gesellschaft für Pferdemedi-
zin in Leitlinien für den 
Pferdesport und die Pferde-
haltung zusammengefasst. 
Diesen Leitlinien liegen 
wiederum von der FN, der 
Deutschen Veterinärmedizi-
nischen Gesellschaft e.V. und 
der Tierärztlichen Vereini-
gung für Tierschutz e.V. 
erarbeitete Richtlinien 
zugrunde. An diesen Leitli-
nien sollen sich Behörden 
und Gerichte bei ihrer 
Entscheidungsfindung und 
Anordnung von Maßnahmen 
orientieren. Damit Schmerzen 
und Leiden von Pferden 
verhindert werden, finden 
sich in diesen Leitlinien bis 
ins Detail ausgearbeitete 
Maßgaben, wie Pferde 
gehalten werden sollen, 
insbesondere zu den Punk-
ten: soziale Kontakte, 
Weidehaltung, Fütterung, 
Hufpflege, Stallklima, 
Bewegung etc … Auch findet 
der Pferdehalter hier genaue 
Richtmaße für entsprechend 
der Pferdegröße angepasste 
Einzelboxengröße, Laufstall-
größe, Krippenhöhe, Zaunhö-
hen und vieles mehr. Ent-
sprechende Vorgaben für die 
Ausbildung von Pferden, den 
Einsatz auf Wettbewerben, 
die Ausrüstung von Reiter 
und Pferd, die Hilfengebung 
und den Transport finden 
sich in den Leitlinien für den 
Pferdesport.

� Olga Voy

Tierschutz im  
Pferdesport
Tierschutz ist im Grundgesetz verankert. Doch wie kann 
dieses Verfassungsrecht im Falle des Pferdes in der 
Praxis umgesetzt werden?
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Olga A. Voy ist 
Rechtsanwältin in 
Hattingen; einer 
ihrer Schwer­
punkte  
ist die Recht- 
sprechung in 
Sachen Pferd. 

§
Fragen Sie nach!
Für „Reiter und Pferde in 
Westfalen“ beantwortet Rechts-
anwältin Olga A. Voy auch 
Leserfragen (Personennamen 
werden nicht veröffentlicht). 
Anfragen bitte per E-Mail an: 
reiterredaktion@lv-h.de oder  
an Olga A. Voy, www.voy-
anwaeltin.de


